Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache Vl/143 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Erpenbeck, Dr. Czaja, Mick, Ott, 
Baier, Geisenhoier und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Darlehensschulden im öffentlich geförderten 
W ohnungsbau 


Nach Inkrafttreten des Wohnungsbau-Änderungsgesetzes \96H 
haben die darlehensverwaltenden Stellen die Höhe der neuen 
Jahresleistungen den Darlehensschuldnern mitteilen müssen. 
Auf eine Anfrage in Drucksache V/3612 hat der Herr Bundes- 
minister für Wohnungswesen und Städtebau am 23, Dezemiber 
1968 geantwortet, daß die Höhe der von den Schuldnern nun- 
mehr angeforderten Jahresleistungen noch nicht feststellbar sei. 
Inzwischen dürften alle Anforderungen an die Schuldner jedoch 
gestellt worden sein; 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Kann der Bundesminister für Städtebau und Wohnungs- 
wesen nunmehr die am 23. Dezember 1968 noch nicht ge- 
machten Angaben tätigen, um wieviel höhere Jahresleistun- 
gen als im Jahre 1968 die einzelnen Länder von den Dar- 
lehensschuldnern öffentlicher Baudarlehen für das Jahr 1969 
auf Grund des Wohnungsbau-Änderungsgesetzes 1968 „an- 
gefordert" haben, ohne dabei über die Höhe der tatsäch- 
lichen Zins- und Tilgungseingänge zu berichten? 

2. Hat der Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen 
nunmehr Unterlagen über die erhöhten Zinssummen, die 
bereits vor Beginn des Jahres von den Schuldnern öffent- 
licher Baudarlehen des Bundes seitens der zuständigen Stel- 
len der Länder auf Grund des Wohnungsbau-Änderungs- 
gesetzes 1968 angefordert wurden? 

3. Welche tatsächliche Höhe betrugen daraus die Mehrein- 
nahmen des Bundes im ersten Halbjahr 1969 und wozu wur- 
den sie im einzelnen nach den gesetzlichen Vorschriften für 
die Förderung des Wohnungsbaues verwandt? 
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4. Um wieviel höher sind die seitens der zuständigen Behörden 
und Stellen von den Schuldnern öffentlicher Baudarlehen 
auf Grund des Wohnungsbau- Anderungsgesetzes 1968 tat- 
sächlich „angeforderten" Bundesanteile an Jahresleistungen 
als die vom Bundesminister für Städtebau und Wohnungs- 
wesen geschätzten und im Einzelplan 25 It. Drucksache 
V/3689 zugrunde gelegten Mehreinnahmen von hundert 
Millionen DM? 

5. Wie hoch schätzt der Bundesminister für Städtebau und 
Wohnungswesen die Kappung der angeforderten Bundes- 
anteile an den Jahresleistungen auf Grund der Vorschriften 
des Wohnungsbau-Änderungsgesetzes 1968? 

6. Kann der Bundesminister für Städtebau und Wohnungs- 
wesen in Aussicht stellen, daß Summen, die über die von 
ihm in Drucksache V/3689 geschätzten Mehreinnahmen von 
hundert Millionen DM hinausgehen, für die Förderung von 
Eigentümerwohnungen im öffentlich geförderten Wohnungs- 
bau verwandt werden, nachdem der Rückgang der Förde- 
rung von Eigentümerwohnungen in den Jahren 1966, 1967 
und 1968 nunmehr nach den gesetzlichen Vorschriften eines 
fühlbaren Ausgleiches bedarf? 


Bonn, den 5. Dezember 1969 


Erpenbeck 
Dr. Czaja 
Mick 
Ott 


Baier 

Geisenhofer 

Dr. Barzel, Stückten und Fraktion 



